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URTEIL DESGERICHTSHOFS
14. Juni 2001

(Niederlassungsrecht —* Sngle practicerule’ —
Rechtfertigung durch zwingende Griinde des Allgemeininter esses)

In der Rechtssache E-4/00

betreffend einen ANTRAG der Verwaltungsbeschwerdeinstanz des Firstentums
Liechtenstein an den Gerichtshof gemass Artikel 34 des Abkommens der EFTA-
Staaten Uber die Errichtung einer EFTA-Uberwachungsbehorde und eines EFTA-
Gerichtshofsauf Erlasseiner V orlageentscheidung in der gegen die Entscheidung der
Regierung des Furstentums Liechtenstein gerichteten Beschwerde von

Dr. Johann Brandle

Uber die Auslegung von Artikel 31 des EWR-Abkommens erlasst

DER GERICHTSHOF,

bestehend aus: Thér Vilhjalmsson, Prasident, Carl Baudenbacher und Per Tresselt
(Berichterstatter), Richter,

Kanzler: Gunnar Selvik
Beteiligte, die schriftliche Erklérungen abgegeben haben:
- Dr. Johann Brandle, vertreten durch Toni Jager;

- Liechtensteinische Regierung, vertreten durch Christoph Buichel, Direktor,
EWR-Koordinierungsstelle, und Rechtsanwalt Dr. Frank Montag;

Sprache des Antrags auf Erlass eines Gutachtens: Deutsch.
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— Islandische Regierung, vertreten durch Hogni S, Kristjdnsson,
Rechtsabteilung, Aussenministerium, als Beauftragten;

— Norwegische Regierung, vertreten durch Helge Seland, Stellvertretender
Generaldirektor, Aussenministerium, als Beauftragten;

— EFTA-Uberwachungsbehorde, vertreten durch Anne-Lise H. Rolland,
Rechtliche & Exekutive Angelegenheiten, als Beauftragte;

— Kommission der Europadischen Gemeinschaften, vertreten durch Maria
Patakia und John Forman, Rechtsberater, Juristischer Dienst, a's Beauftragte;

aufgrund des Sitzungsberichts,

nach Anhorung der mindlichen Stellungnahmen der liechtensteinischen Regierung,
der EFTA-Uberwachungsbehorde, vertreten durch Michael Sanchez Rydelski, und
der Kommission der Européischen Gemeinschaften in der Sitzung vom 6. Mérz
2001,

folgendes

Urteil

Sachverhalt und Verfahren

Dr. Johann Bréndle (nachstehend: Beschwerdefiihrer) ist ein Osterreichischer
Staatsangehoriger, der in Rankweil (Osterreich) eine Arztpraxis eingerichtet hat. Mit
Gesuch vom 17. November 1997 an die Sanitétskommission des Firstentums
Liechtenstein beantragte er eine Konzession zur Er6éffnung und Fihrung einer
Arztpraxisin Liechtenstein.

Die Sanitdtskommission lehnte die Erteilung der vom Beschwerdef Uihrer beantragten
Konzession mit Verfligung vom 11. November 1999 ab. Diese Entscheidung wurde
im Wesentlichen damit begriindet, dass geméass Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung
vom 17. Dezember 1996 betreffend die Abanderung der Verordnung Uber die
medizinischen Berufe ein Arzt, der um eine Praxiskonzession in Liechtenstein
nachsuche, nicht mehr als eine Praxis, gleichviel an welchem Ort, fihren diurfe
(nachstehend: single practice rule) und dass eine Konzession nicht erteilt werden
konne, solange der Beschwerdefiinrer seine Praxis in Osterreich nicht aufgegeben
und hierliber eine schriftliche Bestdtigung der Arztekammer fir Vorarlberg
bei gebracht habe.

Gegen diese Verfligung der Sanitatskommission erhob der Beschwerdefiihrer am 24.
Januar 2000 Beschwerde an die liechtensteinische Regierung und beantragte, die
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angefochtene Verfugung aufzuheben und ihm die Konzession zu erteilen. Die
liechtenstel nische Regierung behandelte diese Beschwerde nicht innert drel Monaten.
Am 8. Ma 2000 erhob der Beschwerdefiihrer hiergegen eine weitere Beschwerde
(Sdumnisbeschwerde) an die Verwatungsbeschwerdeinstanz des Firstentums
Liechtenstein. Im Verfahren vor der Verwaltungsbeschwerdeinstanz machte der
Beschwerdefiihrer geltend, die single practice rule sai nicht mit dem EWR-
Abkommen vereinbar.

DieVerwaltungsbeschwerdeinstanz des Firstentums Liechtenstein hat beschl ossen,
das Verfahren auszusetzen und den EFTA-Gerichtshof um Erlass einer
V orlageentscheidung Uber folgende Frage zu ersuchen:

I st dieim nationalen liechtenstei nischen Recht absol ut geltende Bestimmung
der “single practice rule” fir Arzte, insbesondere Artikel 9 Absatz 1 der
Verordnung vom 8. November 1988 tiber die mediznischen Berufe, nédmlich:
“Der Arzt darf nur in einer Einzel- oder Gemeinschaftspraxis selbstandig
tatig sein, wenn er die Konzession dazu besitzt und selbst im eigenen Namen
in der Praxis arbeitet. Der Arzt darf nicht mehr als eine Einzel- oder
Gemeinschaftspraxis fihren” , EWR-konform bzw. mit dem Abkommen Gber
den Européischen Wirtschaftsraum vom 2. Mai 1992 (EWRA) vereinbar?

Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhalts des Ausgangsverfahrens, der
anwendbaren Regelungen sowie der beim Gerichtshof eingereichten schriftlichen
Erklarungen wird auf den Sitzungsbericht verwiesen. Der Akteninhalt ist im
Folgenden nur insoweit wiedergegeben, als die Begrindung des Urtells dies
erfordert.

Entscheidung des Gerichtshofs

Bevor der Gerichtshof direkt auf die von der Verwaltungsbeschwerdeinstanz des
Furstentums Liechtenstein vorgel egte Frage eingeht, halt er esfir angezeigt, sich mit
einem allgemeineren Argument der liechtensteinischen Regierung zu befassen. Nach
Ansicht der liechtensteinischen Regierung ist die Rechtsprechung des Gerichtshofs
der Européi schen Gemeinschaften zur Niederlassungsfreiheit nach Artikel 43 EGV
nicht unmittel bar Gbertragbar auf die Auslegung der entsprechenden Bestimmungin
Artikel 31 EWRA. Sie stitzt diese Ansicht u.a. auf grundlegende Unterschiede
zwischen der Rechtsordnung der Gemeinschaft und der des EWR-Abkommens
hinsichtlich ihres jeweiligen Anwendungsbereichs und ihrer Ziele.

Nach standiger Rechtsprechung des Gerichtshofesist bei der Auslegung des EWR-
Abkommens stets zu beachten, dass die Zielsetzung der Vertragsparteien darin
bestand, einen dynamischen und homogenen Europdischen Wirtschaftsraum zu
schaffen (vgl. u.a. Rechtssache E-3/98 Rainford-Towning [1998] EFTA Court Report
205, Randnr. 17). Dieser Ausgangspunkt ist von besonderer Bedeutung im Hinblick
auf elementare Grundsdtize wie die in Artikel 31 EWRA normierte
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Niederlassungsfreiheit. Zugleich hat der Gerichtshof anerkannt, dass es zwischen
dem EWR-Abkommen und dem EG-Vertrag Unterschiede hinsichtlich des
Anwendungsbereichs und der Ziele gibt, und hat entschieden, dass diese
Unterschiede unter spezifischen Umstanden zu Unterschieden in der Auslegung
fuhren kénnen (vgl. Rechtssache E-2/97 Mag Instruments ./. California Trading
Company Norway [1997] EFTA Court Report 127, Randnnr. 25ff.). Imvorliegenden
Fall sind dem Gerichtshof kel ne spezifischen Umstande vorgetragen worden, dieihn
zwingen wirden, die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Européischen
Gemeinschaften zu Artikel 43 EGV unberlcksichtigt zu lassen (vgl. die oben
erwahnte Rechtssache E-3/98 Rainford Towning, Randnr. 21). Daher kann der
Gerichtshof dem Vorbringen der liechtenstei nischen Regierung nicht folgen, wonach
die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Européischen Gemeinschaften fir die
Prifung der im vorliegenden Fall einschldgigen Bestimmungen des EWR-
Abkommens nicht relevant sai.

Im vorliegenden Fall fragt das national e Gericht im Wesentlichen, ob eine nationale
Bestimmung, wonach ein Arzt, der eine Konzession zur Fihrung einer Praxis in
Liechtenstein beantragt, nicht mehr als eine Praxis, gleichviel an welchem Ort,
betreiben darf, mit den Bestimmungen des EWR-Abkommens vereinbar ist.

Die Auslibung einer wirtschaftlichen Tétigkeit durch einen Angehotrigen einesEWR-
Staates in einem anderen EWR-Staat kann nach dem EWR-Abkommen unter das
Kapitel Uber die Freizlgigkeit der Arbeitnenmer, unter das Kapitel Uber das
Niederlassungsrecht oder unter das Kapitel Uber Dienstleistungen fallen, wobel diese
Kapitel einander ausschliessen (EuGH C-55/94 Gebhard ./. Consiglio dell’ Ordine
degli Awocati e Procuratori di Milano, Sig. 1995, 1-4165, Randnr. 20).

Im vorliegenden Fall strebt der Beschwerdefiihrer, ein in Osterreich wohnender
Osterreicher, die Aufnahme und standige, kontinuierliche Austibung von Té&tigkeiten
eines selbstandigen Arztes in Liechtenstein im Rahmen einer standigen Praxis an.
Diesergibt sich eindeutig ausdem V ortrag des Beschwerdefiihrers selbst. Der Fall ist
daher nach den Bestimmungen Uber die Niederlassungsfreiheit zu beurteilen (EuGH
C-55/94 Gebhard ./. Consiglio dell’ Ordine degli Awocati e Procuratori di Milano,
aa0., Randnrn. 23 bis 25).

Die Niederlassungsfreiheit ist einer der elementaren Grundsdtze des EWR-
Abkommens. Kapitel 2 des Teils 1 desEWR-Abkommens enthdlt die wesentlichen
Abkommensbestimmungen Uber die Niederlassungsfreiheit im EWR. Artikel 31
EWRA lautet:

“1. Im Rahmen dieses Abkommens unterliegt diefreie Niederlassung von Staatsangehtrigen
eines EG-Mitgliedstaats oder eines EFTA-Staates im Hoheitsgebiet eines dieser Staaten
keinen Beschrankungen. Das gilt gleichermassen fir die Grindung von Agenturen,
Zweigniederlassungen oder Tochtergesellschaften durch Angehérige eines EG-
Mitgliedstaats oder eines EFTA-Staates, dieim Hoheitsgebiet einesdieser Staaten ansssig
sind.
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Vorbehaltlich des Kapitels 4 umfasst die Niederlassungsfreiheit die Aufnahme und
Ausiibung sdbstéandiger Erwerbstétigkeiten sowie die Grindung und Leitung von
Unternehmen, insbesondere von Gesellschaftenim Sinnedes Artikels 34 Absatz 2, nach den
Bestimmungen des Aufnahmestaats firr seine eigenen Angehdrigen.

2. Die besonderen Bestimmungen Uber das Niederlassungsrecht sind in den Anhangen Vi1
bis XI enthalten .”

Diese Bestimmung ist spezifisch und weitreichend. Sie bezieht sich ausdrticklich auf
Selbstandige und auf die Grindung von Agenturen, Zweigniederlassungen oder
Tochtergesellschaften. Dies deutet darauf hin, dass das Recht auf eine
Zweitniederlassung dem Recht auf die Begrindung eines Haupttétigkeitssitzes
gleichgestelltist. Artikel 31 EWRA schreibt die Inléanderbehandlung fir Angehdrige
anderer EWR-Staaten vor (vgl. u.a EuGH C-55/94 Gebhard ./. Consiglio
dell’ Ordine degli Avwocati e Procuratori di Milano, a.a.O., Randnr. 33) und beseitigt
ale Niederlassungsbeschrankungen zwischen den Vertragsparteien des EWR-
Abkommens.

Daher muss der Gerichtshof prifen, ob eine single practice rule wie die im
Ausgangsverfahren in Rede stehende eine Beschrankung der Niederlassungsfreiheit
im Sinne von Artikel 31 EWRA darstellt.

Nach standiger Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europé schen Gemeinschaften
umfasst das Niederlassungsrecht die Moglichkeit, unter Beachtung der jeweiligen
Berufsregelungen im Gebiet der Gemeinschaft mehr alseine Stétte fir die Auslbung
einer Tatigkeit einzurichten und beizubehaten (vgl. u.a. EUGH C-106/91 Ranmrath ./.
Ministredela Justice, Slg. 1992, 1-3351, Randnr. 20, und C-351/90 Kommission ./.
Luxemburg, Slg. 1992, 1-3945, Randnr. 11).

Die beanstandete single practice rule unterscheidet nicht zwischen
liechtensteinischen Arzten und Arzten aus anderen EWR-Staaten. Sie gilt
gleichermassen fiir alle Arzte, die in Liechtenstein eine &rztliche Praxis betreiben
wollen, unabhéngig davon, ob sie ihre Hauptniederlassung in Liechtenstein oder in
irgendeinem anderen EWR-Staat haben, und ungeachtet ihrer Staatsangehdrigkeit
und ihres Wohnsitzes. Eine offene Diskriminierung liegt insoweit nicht vor.

Nach standiger Rechtsprechung verbietet der Grundsatz der Glei chbehandlung nicht
nur offene Diskriminierungen aufgrund der Staatsangehdrigkeit, sondern auch jede
Form der versteckten Diskriminierung, die durch die Anwendung anderer
Unterscheidungsmerkmale oder durch die Austibung von Verwaltungsermessen in
Bezug auf Ausnahmen und Befreiungen tatsachlich zum gleichen Ergebnis fihren
wurde (vgl. u.a. Rechtssache E-3/98 Rainford-Towning, a.a.0., Randnr. 27).

Der Gerichtshof weist darauf hin, dass die beanstandete single practice rule keine
negativen Auswirkungen auf die Niederlassung von Arzten, die zuvor noch keine
Praxis gefihrt haben, in Liechtenstein hat.
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Sie errichtet auch keine Schranke fir die Einrichtung einer Praxisim Hoheitsgebiet
des Furstentums Liechtenstein durch Arzte, die bereits eine Praxis ausserhalb dieses
L andes eingerichtet haben, wenn diese Arzte die entsprechenden Aussichten fiir ihre
berufliche Karriere als so gunstig einschétzen, dasssie sich zur Aufgabeihrer bereits
bestehenden Praxis veranlasst sehen wiirden, oder durch Arzte, die aus anderen als
beruflichen Erwagungen ihre bisherige Praxis nicht fortfGihren wirden.

Eszeigt sich, dassdie praktische Wirkung der single practicerule darin besteht, dass
sie Arzte, die bereits ausserhalb des Hoheitsgebiets des Fiirstentums Liechtenstein
eine Praxis haben, an der Griindung einer Zweitpraxisin Liechtenstein hindert. Der
Zwang zur Aufgabe einer bestehenden Praxis macht es fir auslandische Arzte
weniger attraktiv, sich in Liechtenstein niederzulassen, und beeintrachtigt
unmittelbar den Zugang von Arzten zum Markt dieses L andes. Die negativen Folgen
der single practice rule werden eher fur Arzte aus einem anderen EWR-Staat
eintreten alsflr solche, die bereits in Liechtenstein niedergelassen sind.

Dem Vortrag des Flurstentums Liechtenstein zufolge besteht ein Hauptzweck der
beanstandeten single practice rule darin, die Gesamtzahl der im Land
praktizierenden Arzte zu begrenzen. Dies kann nur bedeuten, dass die single practice
rule als ein wirksamer Mechanismus angesehen wird, die Neigung ausl&ndischer
Arzte, sich in Liechtenstein niederzulassen, einzuschranken, und dass sie als eine
Beschréankung des allgemeinen Niederl assungsrechtsfiir eine grosse Zahl von Arzten
aus anderen EWR-Staaten wirken soll.

Die liechtensteinische Regierung hat vorgetragen, dass die in Rede stehende single
practice rule in anderen EWR-Staaten niedergelassene Arzte nicht daran hindere,
Dienstleistungen fur Patienten in Liechtenstein von ihren Praxen im Ausland aus zu
erbringen.

Der Gerichtshof stellt fest, dass dieser Umstand die beschréankende Wirkung der
nationalen Regelung fir Zweitniederlassungen nicht beseitigt. Dass die beanstandete
nationale Regelung nicht den Bestimmungen des EWR-Abkommens Uber die
Dienstleistungsfreiheit zuwiderlauft, berdihrt nicht die Frageihrer Vereinbarkeit mit
den Bestimmungen des EWR-Abkommens tiber die Niederlassungsfrei heit.

Die liechtensteinische Regierung hat auch vorgetragen, die hohe Zahl von in
Liechtenstein praktizierenden Arzten aus anderen EWR-Staaten belege, dass die
single practice rule nicht den Effekt gehabt habe, Staatsangehorige anderer EWR-
Staaten bei ihrer Niederlassung in Liechtenstein Uber Gebuhr zu belasten.

Dem ist nicht zu folgen. Die single practice rule kann Arzte aus anderen EWR-
Staaten von einer Niederlassung in Liechtenstein abschrecken. Dies gentgt fur die
Feststellung eines Verstosses gegen Artikel 31 EWRA. Des Nachweises einer
spurbaren Auswirkung auf die grenziiberschreitende Niederlassung bedarf es nicht.

Der Gerichtshof folgert ausdem Vorstehenden, dasseinesingle practicerule, wiesie
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Im Ausgangsverfahren in Rede steht, eine Beschrankung der Niederlassungsfreiheit
im Sinne von Artikel 31 EWRA darstellt.

Der Gerichtshof hat nun zu prifen, ob diese Beschrénkung objektiv gerechtfertigt
werden kann, so dass die weitere Anwendung einer solchen single practice rule
zulassig wére.

Ni chtdi skriminierende national e M assnahmen, wel che die Austibung von durch das
EWR-Abkommen gewéahrlei steten Grundfreiheiten behindern oder weniger attraktiv
machen kdnnen, wie es bel der im Ausgangsverfahren in Rede stehenden single
practiceruleder Fall ist, kbnnen nur dann gerechtfertigt sein, wenn siediefolgenden
V oraussetzungen erfullen: Sie missen zwingenden Grinden des Allgemei ninteresses
entsprechen, sie missen zur Erreichung des verfolgten Ziels geeignet sein, und sie
durfen nicht Uber das hinausgehen, was zur Erreichung dieses Ziels erforderlich ist
(vgl. in diesem Sinne EUGH C-424/97 Haim, Slg. 2000, 1-5123, Randnr. 57, und
jingst Urtell vom 1. Februar 2001, C-108/96 Mac Quen u.a. ./. Grandvision Belgium,
noch nicht veréffentlicht, Randnr. 26).

Die liechtenstei nische Regierung hat vorgetragen, Hauptziel der single practicerule
sei die Aufrechterhaltung des finanziellen Gleichgewichts des liechtensteinischen
Systems der sozialen Sicherheit. Der Schutz dieses Gleichgewichts sei als
zwingender Grund des 6ffentlichen I nteresses anzusehen, der eine Beschrankung der
Niederlassungsfreiheit in diesem Fall rechtfertige. Wirde diesingle practicerulefir
unzul8ssig erklart, so kdme esin Liechtenstein zu einer deutlichen Zunahmeder Zahl
der praktizierenden Arzte. Eine solche Zunahme des Angebots an &rztlichen
Leistungen wirde zugleich zu einem kinstlichen Anstieg der Nachfrage nach
solchen Leistungen fiihren. Dieswiederum wiirde zu e nem entsprechenden Anstieg
der Ausgaben fur medizinische Behandlungen im liechtensteinischen System der
sozialen Sicherheit fihren. Nach Ansicht der liechtensteinischen Regierung konnte
dieser Kostenanstieg die Nachhaltigkeit eines alen Menschen zugénglichen
Gesundheitssystems gefahrden.

Dartber hinaus hat die liechtenstei nische Regierung vorgetragen, dass auch Griinde
der Aufrechterhaltung der hohen Qualitét der in Liechtenstein angebotenen
medi zinischen Leistungen zu berticksichtigen seien. Diesingle practicerulesichere
die Verfugbarkeit und kontinuierliche Anwesenheit des Arztes. Arzten mit einer
Zweitniederlassung ware esim Gegensatz zu solchen mit nur einer Praxisim Land
nicht moglich, die notwendige kontinuierliche und permanente Betreuung ihrer
Patienten sicherzustellen.

Der Gerichtshof erinnert daran, dass das EWR-Recht die Befugnisse der EWR-
Staaten zur Gestaltung ihrer Systeme der sozialen Sicherheit unbertihrt lasst. Mangels
einer Harmonisierung auf EWR-Ebeneist es Sache jedes EWR-Staates, festzulegen,
ob und in welchem Umfang Kosten medizinischer Behandlung vom System der
sozialen Sicherheit zu tragen sind.
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Der Gerichtshof entnimmt den ihm vorgelegten Informationen, dass im
liechtensteinischen Gesundheitssystem ein betrachtlicher Tell der Kosten
medizinischer Behandlung vom System der sozialen Sicherheit getragen wird.
Folglich kann ein Anstieg der Nachfrage nach medizinischen Leistungen zu einem
entsprechenden Anstieg der Ausgaben des Systems der sozialen Sicherheit fuhren.
Daher ist zu prifen, ob die single practice rule erforderlich und angemessen ist, um
die Moglichkeit fur Arzte zu begrenzen, eine kinstliche Nachfrage nach ihren
L eistungen zu schaffen.

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass unter bestimmten Umstanden eine
Zunahme des Angebots an medizinischen Leistungen im Land zu einem Anstieg der
Nachfrage nach solchen Leistungen fuhren kann, der kein echtes Bedirfnis auf
Seiten der Patienten widerspiegelt. Gleichwohl scheint es aber andere, weniger
restriktive Mittel zu geben, um einer kiinstlichen, angebotsinduzierten Nachfrage zu
begegnen, als die Beschrankung der Niederlassungsfreiheit durch eine single
practicerule.

Die Anwendung geeigneter K ontrollmassnahmen kann ein Weg sein, um Arzte daran
zu hindern, ihren Beruf so auszutiben, dass eine kinstliche Nachfrage geschaffen
wird. Jeder in einem EWR-Staat niedergelassene Arzt muss die nationalen
Berufsregelungen beachten (vgl. u.a. EUGH C-351/90 Kommission./. Luxemburg,
a.a.0., Randnr. 11), und von solchen Regelungen kann Gebrauch gemacht werden,
um die Gefahr zu begrenzen, dass Arzte bei ihren Patienten eine Nachfrage nach
unnotigen medizinischen Leistungen erzeugen. Zur Beachtung solcher Regelungen
kann durch beruf sstandische Aufsichtsgremien oder Einrichtungen der Verwaltung
angehalten werden.

Rein wirtschaftliche Grinde konnen eine Beschrankung einer der im EWR-
Abkommen vorgesehenen Grundfreiheiten nicht rechtfertigen (vgl. EUGH C-158/96
Kohll ./. Union des Caisses de Maladie, Slg. 1998, 1-1931, Randnr. 41). Im
vorliegenden Fall kdnnte auch ein erheblicher Unterschied bei den Kosten, die Uber
eine Reihe von Jahren wegen des Anstiegs der Inanspruchnahme medizinischer
L eistungen infolge der Griindung &rztlicher Zweitniederlassungen erwartet werden,
alein die Belbehaltung der single practice rule nicht rechtfertigen.

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Gefahr einer ernsten Storung des
finanziellen Gle chgewichts des Systemsder sozialen Sicherheit und die Gefahrdung
der Nachhaltigkeit elnes allen Menschen zugénglichen Gesundheitssystems dennoch
einen zwingenden Grund des Allgemeininteresses darstellen kann, der einederartige
Beschrankung zu rechtfertigen vermag (vgl. EUGH C-158/96 Kohll ./. Union des
Caisses de Maladie, aaO., Randnrn. 41 und 50). Anhand der im hier zu
entscheidenden Fall vorgelegten Beweise kann der Gerichtshof jedoch nicht
beurteilen, ob diese Gefahr eintreten wird.

Was das Vorbringen betreffend die Aufrechterhaltung der hohen Qualitat der
medizinischen Leistungen angeht, bemerkt der Gerichtshof, dass unter heutigen
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Umsténden ein Arzt nach der Behandlung eines Patienten nicht mehr standig in
dessen Nahe zu sein braucht. Moderne Verkehrs- und Kommunikationsmittel haben
die Notwendigkeit beseitigt, von einem Arzt zu verlangen, dass er nur an einem Ort
arbeitet.

In dieser Hinsicht halt der Gerichtshof fest, dassdie single practiceruleeinem Arzt
nicht vorschreibt, in Liechtenstein zu wohnen oder dort standig verflgbar zu sein.
Daher erscheint das allgemeine Verbot fir Arzte, eine Zweitniederlassung in
Liechtenstein zu begrinden, weder geeignet noch erforderlich, um das Ziel der
Aufrechterhaltung einer hohen Qualitat der medizinischen Leistungen zu erreichen.

In dem erwahnten Urteil C-351/90 Kommission./. Luxemburg, a.a.O., Randnr. 14, hat
der Gerichtshof der Européai schen Gemeinschaften ausgef tihrt, dass Massnahmen wie
die hier in Rede stehende mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar sind, “wenn diein
ihnen enthaltenen Beschrankungen wirklich in  Anbetracht allgemeiner
Verpflichtungen gerechtfertigt sind, von deren Erfillung die ordnungsgemasse
Auslibung der fraglichen Berufe abhéngt”, und wenn sie keine Diskriminierung aus
Grinden der Staatsangehdrigkeit darstellen. Die Umstande, unter denen in einem
kunftigen Fall eine Berufung auf diese Erwégung des Gerichtshofs der Européi schen
Gemeinschaften zuldssig sein kann, lassen sich nicht theoretisch bestimmen.

Zu der Frage, welche Umsténde eine Grundlage fur eine Entscheidung bieten
konnten, dass die Anwendung einer single practicerule“wirklich gerechtfertigt” ist
aus Grinden im Zusammenhang mit “allgemeine[n] Verpflichtungen|...], von deren
Erfillung die ordnungsgemasse Austibung [eines Berufs] abhéngt”, verweist der
Gerichtshof auf die geographische, demographische und soziologische Lage
Liechtensteins. Der Gerichtshof erinnert daran, dass er zur Kenntnis genommen hat,
dass der EWR-Rat in seiner Erklarung tber die Freiztigigkeit (ABI. 1995 Nr. L 86,
S.80) ausdrticklich anerkannt hat, dass*“ Liechtenstein ein sehr kleines bewohnbares
Gebiet landlichen Charakters mit einem ungewohnlich hohen Prozentsatz an
auslandischen Gebietsansassigen und Beschaftigten hat”, und “das vitale Interesse
Liechtensteins an der Wahrung seiner nationalen | dentitét [anerkannt]” hat (vgl. die
oben erwahnte Rechtssache E-3/98 Rainford-Towning, Randnr. 40).

Aus den vorstehend dargelegten Grinden und auf der Grundlage der ihm
unterbreiteten Vorbringen muss der Gerichtshof, ohne in eine Prifung von
Tatsachenfragen und Fragen der Tatsachenwirdigung e nzutreten, entscheiden, dass
die beanstandete single practice rule nicht durch zwingende Grinde des
Allgemeininteresses gerechtfertigt ist.

Unter diesen Umstanden ist dem vorlegenden Gericht zu antworten, dass eine
national e Bestimmung einer V ertragspartei des EWR-Abkommens, nach der ein Arzt
nicht mehr aseine Praxis, gleichviel an welchem Ort, fhren darf, nicht mit Artikel
31 EWRA vereinbar ist.
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Die Auslagen der islandischen Regierung, der norwegischen Regierung, der EFTA-
Uberwachungskommission und der Kommission der Européi schen Gemeinschaften,
dievor dem Gerichtshof Erklarungen abgegeben haben, sind nicht erstattungsfahig.
Fur die Parteien des Ausgangsverfahrensist dasV erfahren ein Zwischenstreit in dem
bei dem vorlegenden Gericht anhéngigen Rechtsstreit; die Kostenentscheidung ist
daher Sache dieses Gerichts.

Aus diesen Griinden erl&sst
DER GERICHTSHOF
in Beantwortung der Frage, die ihm die Verwaltungsbeschwerdeinstanz des

Furstentums Liechtenstein mit Beschlussvom 13. Juni 2000 vorgelegt hat, folgendes
Gutachten:

Einenationale Bestimmung einer Vertragspartei desEWR-Abkommens,
nach der ein Arzt nicht mehr alseine Praxis, gleichviel an welchem Ort,
fuhren darf, ist nicht mit Artikel 31 EWR-Abkommen vereinbar.

Thor Vilhjaimsson Carl Baudenbacher Per Tresselt

Verkindet in 6ffentlicher Sitzung in Luxemburg am 14. Juni 2001.

Gunnar Selvik Thor Vilhjamsson
Kanzler Prasident



	Dr. Johann Brändle
	
	
	
	
	Urteil
	Sachverhalt und Verfahren





	Entscheidung des Gerichtshofs
	Kosten

